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Stellungnahme zum Referentenentwurf einer Verordnung zur Bestimmung kritischer Anlagen nach 

dem KRITIS-Dachgesetz (Kritisverordnung – KritisV) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zunächst bedanken wir uns für die Gelegenheit im Rahmen der Verbändebeteiligung zum 

Referentenentwurf der Kritisverordnung Stellung zu nehmen.  

Der VDAB teilt das Ziel, die Resilienz kritischer Anlagen zu stärken. Unsere Stellungnahme beschränkt 

sich auf die Betroffenheit der Pflege. Im Kern ist festzuhalten: Die Langzeitpflege nach dem SGB XI ist 

vom Anwendungsbereich nicht erfasst und darf auch künftig nicht einbezogen werden. 

Im Sektor Gesundheit nennt der Entwurf kritische Dienstleistungen wie die stationäre medizinische 

Versorgung, die Versorgung mit bestimmten Medizinprodukten und Arzneimitteln sowie die 

Labordiagnostik. Die Langzeitpflege ist dort nicht aufgeführt. Pflegeeinrichtungen nach § 71 SGB XI, 

vollstationäre Pflege nach § 43 SGB XI sowie ambulante, Tages- und Kurzzeitpflege zählen damit nicht 

zu den erfassten kritischen Dienstleistungen. 

Zudem werden die maßgeblichen Schwellenwerte nicht erreicht. Selbst große Pflegeeinrichtungen 

versorgen keine 500.000 Einwohner und liegen damit deutlich unter dem Regelschwellenwert. 

Wir fordern daher zwei Klarstellungen:  

Erstens sollte in der Begründung ausdrücklich festgehalten werden, dass die „stationäre medizinische 

Versorgung“ keine Pflegeeinrichtungen nach § 71 SGB XI umfasst. 

Zweitens muss klargestellt werden, dass Langzeitpflegeeinrichtungen auch im Zusammenhang mit der 

NIS-2-Richtlinie nicht erfasst sind. 

Eine Einbeziehung wäre widersprüchlich und unverhältnismäßig. Die Pflege ist überwiegend 

mittelständisch und kleinteilig strukturiert; zusätzliche Pflichten zu Risikoanalyse, Resilienzmaßnahmen, 
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Meldewesen und IT-Sicherheit würden die Einrichtungen organisatorisch und finanziell erheblich 

belasten. Eine Refinanzierung ist nicht vorgesehen. 

Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen Eingang in die Überarbeitung des Entwurfes finden und stehen 

für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Bundesgeschäftsführung VDAB e.V. 


